
3 AMTSBLATT """ 
DER ERZDIÖZESE FREIBURG 

Freiburg im Breisgau, den 22. Januar 1991 

Verordnung über die Höhe des Unterhaltszuschusses für Vorpraktikanten in Tageseinrichtungen für Kinder. — Verordnung zur Änderung der 
Reisekostenordnung für den kirchlichen Dienst in der Erzdiözese Freiburg. — Verordnung über die „Kommission zur Ordnung des Dienst- 
und Arbeitsvertragsrechts“ im Erzbistum Freiburg (Bistums-KODA-Ordnung). — Wahlordnung für die Wahl der Vertreter der Mitarbeiter 
in der Bistums-KODA. (Bistums-KODA-Wahlordnung). — Vergütungen für Seelsorgsaushilfen. — Zählung der sonntäglichen Gottesdienst¬ 

teilnehmer am 24. Februar 1991. _ 

Nr. 9 

Verordnung 
über die Höhe des Unterhaltszuschusses 

für Vorpraktikanten in Tageseinrichtungen 
für Kinder 

Nachdem die Bistums-KODA gemäß § 10 Absatz 1 der 

Bistums-KODA-Ordnung einen übereinstimmenden Be¬ 

schluß gefaßt hat, wird folgende 

Verordnung 

erlassen: 

Nr. 10 

Verordnung 
zur Änderung der Reisekostenordnung 

für den kirchlichen Dienst in der 
Erzdiözese Freiburg 

Nachdem die Bistums-KODA gemäß § 10 Absatz 1 der 

Bistums-KODA-Ordnung einen übereinstimmenden Be¬ 

schluß gefaßt hat, wird folgende 

Verordnung 

erlassen: 

§1 Artikel 1 

Vorpraktikanten erhalten einen monatlichen Unterhalts¬ 

zuschuß in Höhe von 350,- DM. Der Unterhaltszuschuß 

erhöht sich zu Beginn des Monats, in dem das zweite Prak¬ 

tikantenjahr beginnt, um 50,- DM. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1991 in Kraft. 

Die Reisekostenordnung für den kirchlichen Dienst in 

der Erzdiözese Freiburg vom 15. August 1984 (Amtsblatt 

S. 297), zuletzt geändert durch Verordnung vom 16. März 

1990 (Amtsblatt S. 367), wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Absatz 1 wird die Zahl „26“ durch die Zahl „28“ 

ersetzt. 
2. In § 7 Absatz 2 wird die Zahl „36“ durch die Zahl „39“ 

ersetzt. 

Freiburg, den 20. Dezember 1990 

Erzbischof 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1991 

in Kraft. 

Freiburg, den 20. Dezember 1990 

Erzbischof 
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Nr. 11 

Verordnung über die „Kommission zur 
Ordnung des Dienst- und Arbeitsvertragsrechts“ 

im Erzbistum Freiburg 
(Bistums-KODA-Ordnung) 

Präambel 

Die katholische Kirche hat das verfassungsrechtlich gesi¬ 

cherte Recht, die Dienst- und Arbeitsverhältnisse im kirch¬ 

lichen Dienst als ihre Angelegenheit selbständig zu ordnen. 

Um dem kirchlichen Auftrag und der daraus folgenden Be¬ 

sonderheit der Dienstgemeinschaft zwischen kirchlichen 

Dienstgebern und Mitarbeitern gerecht zu werden, wird 

mit dem Ziel, einvernehmliche dienst- und arbeitsvertrags¬ 

rechtliche Regelungen zu erreichen, die folgende Ordnung 
erlassen: 

I. Allgemeines 

§1 

Die Kommission 

§3 

Zuständigkeitsbereich 

(1) Die Kommission wirkt mit bei der Regelung des Ar¬ 

beitsvertragsrechts der folgenden Anstellungsträger: 

1. des Erzbistums, auch als Rechtsträger von selbständig 

geführten Einrichtungen, 

2. der Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen, 

3. der Verbände von Kirchengemeinden, 

4. der Dienststellen, Einrichtungen und sonstigen selbstän¬ 

dig geführten Stellen des Deutschen Caritasverbandes, 

des Caritasverbandes für die Erzdiözese Freiburg und 

dessen Gliederungen, der caritativen Fachverbände sowie 

sonstiger caritativer Rechtsträger, unbeschadet ihrer 
Rechtsform, 

5. der sonstigen kirchlichen Einrichtungen in einer Rechts¬ 

form des öffentlichen oder privaten Rechts. 

(2) Soweit kirchliche Anstellungsträger die Arbeitsvertrags¬ 

richtlinien des Deutschen Caritasverbandes (AVR) anwen¬ 

den, bleiben sie von der Zuständigkeit der Kommission 
ausgenommen. 

II. Bildung und Arbeitsweise der Kommission 

(1) Für das Erzbistum Freiburg wird eine „Kommission zur 

Ordnung des Dienst- und Arbeitsvertragsrechts“ (Bistums- 
KODA) gebildet. 

(2) Die Amtsperiode der Kommission beträgt vier Jahre. Sie 
beginnt mit der konstituierenden Sitzung, jedoch nicht vor 

Ablauf der Amtsperiode der bisherigen Kommission. Bis 

zur konstituierenden Sitzung der neuen Kommission 

nimmt die bestehende Kommission die Aufgaben gemäß 
dieser Ordnung wahr, jedoch nicht über die Dauer von 

sechs Monaten über das Ende ihrer Amtsperiode hinaus. 

§2 

Aufgabe 

(1) Aufgabe der Kommission ist die ständige Mitwirkung 

bei der Aufstellung von Normen, welche Inhalt, Ab¬ 

schluß und Beendigung von Arbeitsverhältnissen für die 

in § 3 Absatz 1 genannten Bereiche regeln. In die Rege¬ 

lungen der bischöflichen Sendung für pastorale Dienste 

oder religiöse Unterweisung kann die Kommission nicht 
eingreifen. 

(2) Die Kommission wirkt ferner beratend mit bei der Vor¬ 

bereitung der besonderen Regelungen für die Dienstver¬ 
hältnisse der kirchlichen Beamten. 

(3) In Erfüllung ihrer Aufgabe soll die Kommission bei den 

Beratungen die Empfehlungen der Kommission für den 

überdiözesanen Bereich (Zentral-KODA) berücksichtigen. 

§4 

Zusammensetzung 

Der Kommission gehören als Mitglieder eine gleiche An¬ 
zahl von Vertretern der Dienstgeber und der Mitarbeiter an, 

und zwar auf jeder Seite 12 Vertreter. 

§5 

Berufung und Wahl der Mitglieder 

(1) Die Vertreter der Dienstgeber werden durch den Generalvi¬ 

kar für eine Amtsperiode berufen. Hierbei sollen die in § 3 Ab¬ 

satz 1 genannten Bereiche angemessen berücksichtigt werden. 

Die Vertreter der Dienstgeber können vorzeitig abberufen wer¬ 

den. Als Dienstgebervertreter kann nicht berufen werden, wer 

aufgrund der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) Mitglied 

der Mitarbeitervertretung sein kann. Nicht im kirchlichen 

Dienst stehende Personen können Dienstgebervertreter sein, 

wenn sie als Mitglied eines kirchlichen Organs zur Entschei¬ 

dung in arbeitsvertragsrechtlichen Angelegenheiten befugt sind. 

(2) Die Vertreter der Mitarbeiter werden für eine Amtsperi¬ 

ode aus den verschiedenen Gruppen des kirchlichen Dien¬ 

stes gewählt, und zwar aus 

1. dem liturgischen und dem pastoralen Dienst, 
2. der kirchlichen Verwaltung, 

3. dem kirchlichen Bildungswesen, 

4. den sozial-caritativen Diensten, soweit sie nicht in den 

Anwendungsbereich der Arbeitsvertragsrichtlinien des 
Deutschen Caritasverbandes fallen. 
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Das Zahlenverhältnis der Vertreter dieser Gruppen zu¬ 

einander beträgt 3:3:3:3. Die Zugehörigkeit zu einer dieser 

Gruppen richtet sich nach der ausgeübten Haupttätigkeit; 

hierüber entscheidet der Wahlausschuß. Kann der Wahlaus¬ 

schuß die Gruppenzugehörigkeit nicht klären, holt er die 

abschließende Entscheidung des Generalvikars ein. 

(3) Wählbar sind Mitarbeiter, die mindestens seit einem Jahr 

in einem kirchlichen Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen 

und die übrigen Voraussetzungen für die Wählbarkeit nach 

der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) für die Erz¬ 

diözese Freiburg erfüllen. 

(4) Wahlvorschlagsberechtigt für jede Gruppe sind die Mitar¬ 

beiter, die seit mindestens sechs Monaten in einem kirchlichen 

Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen und die übrigen Voraus¬ 

setzungen für die Wahlberechtigung nach der Mitarbeiterver¬ 

tretungsordnung (MAVO) für die Erzdiözese Freiburg erfüllen. 

(5) Die Vertreter der Mitarbeiter werden durch Wahlbeauf¬ 

tragte gewählt. Wahlbeauftragte sind die Mitglieder der 
Mitarbeitervertretungen in den in § 3 Absatz 1 Ziffern 1, 2, 

3 und 5 genannten Einrichtungen. 

(6) Das Nähere regelt eine Wahlordnung, die Bestandteil 

dieser Ordnung ist. 

§6 

Wahl des Vorsitzenden 

(1) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter werden von der 

Kommission mit einfacher Mehrheit der Gesamtzahl ihrer 

Mitglieder geheim gewählt, und zwar der Vorsitzende in 

zweijährigem Wechsel einmal aus der Dienstgeberseite und 
das andere Mal aus der Mitarbeiterseite, der stellvertretende 

Vorsitzende aus der jeweils anderen Seite. § 11 Absatz 4 fin¬ 
det Anwendung. Bei der konstituierenden Sitzung und bis 

zur Wahl des Vorsitzenden leitet das nach Lebensjahren 

älteste Mitglied die Sitzung. 

(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzei¬ 

tig aus, findet für den Rest der nach Absatz 1 vorgesehenen 

Zeit der Amtsführung eine Nachwahl statt. 

§7 

Vorzeitiges Ausscheiden und Nachfolge für 

ausgeschiedene Mitglieder 

(1) Das Amt eines Mitglieds endet bei Wegfall der Voraus¬ 

setzungen für die Berufung oder die Wählbarkeit sowie 

durch Niederlegung. 

(2) Wird der Wegfall der Voraussetzungen für die Wählbar¬ 

keit durch den Dienstgeber festgestellt, so kann das betrof¬ 

fene Mitglied in entsprechender Anwendung des § 41 Ab¬ 
satz 3 der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) für die 

Erzdiözese Freiburg die Schlichtungsstelle anrufen. Die 

Feststellung und der Spruch der Schlichtungsstelle sind dem 

Vorsitzenden der Kommission unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Scheidet ein Mitglied auf der Dienstgeberseite vorzeitig 

aus, so beruft der Generalvikar ein neues Mitglied. 

(4) Scheidet ein Mitglied auf der Mitarbeiterseite vorzeitig 

aus, so rückt ein neues Mitglied gemäß der Wahlordnung 

nach. 

(5) Die Nachfolge gilt jeweils für den Rest der Amtszeit des 

ausgeschiedenen Mitglieds. 

§8 

Rechtsstellung 

Für die Mitglieder der Kommission, die im kirchlichen 

Dienst stehen, steht die Tätigkeit anläßlich der Wahrneh¬ 

mung von Aufgaben als Mitglied der Kommission dem 

Dienst gleich. Für die Vertreter der Dienstgeber im Sinne 

des § 5 Absatz 1 Satz 5 ist die Mitwirkung ein Ehrenamt. 

§9 

Freistellung/Schulung 

(1) Die Mitglieder der Kommission werden zur ordnungs¬ 

gemäßen Durchführung ihrer Aufgaben im notwendigen 

Umfang von der dienstlichen Tätigkeit freigestellt, insbe¬ 

sondere für die Teilnahme an den Sitzungen, für deren Vor¬ 
bereitung sowie für den Besuch von Schulungsveranstaltun¬ 

gen, die die für die Arbeit in der Kommission erforderli¬ 

chen Kenntnisse vermitteln. Über die Freistellung entschei¬ 

det das Erzbischöfliche Ordinariat. 

(2) Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende 

können auf Antrag in angemessenem Umfang von ihrer 

dienstlichen Tätigkeit freigestellt werden. 

§10 

Schutz der Vertreter der Mitarbeiter 

(1) Die Vertreter der Mitarbeiter dürfen in der Ausübung 

ihres Amtes nicht behindert und aufgrund ihrer Tätigkeit 

weder benachteiligt noch begünstigt werden. 

(2) Einem Vertreter der Mitarbeiter in der Kommission 

darf nur gekündigt werden, wenn ein Grund für eine au¬ 

ßerordentliche Kündigung vorliegt. Abweichend von Satz 

1 ist die ordentliche Kündigung zulässig bei einem Verstoß 

des katholischen Mitarbeiters gegen die Verpflichtung, sei¬ 

ne persönliche Lebensführung nach der Glaubens- und Sit¬ 

tenlehre sowie den übrigen Normen der katholischen Kir¬ 

che einzurichten, bei einem Verstoß des nichtkatholischen 

Mitarbeiters gegen die Verpflichtung, in seiner persönli¬ 

chen Lebensführung dem kirchlichen Charakter der Ein¬ 

richtung nicht zu widersprechen. Die Sätze 1 und 2 gelten 

ebenfalls innerhalb eines Jahres nach Beendigung der 

Amtszeit, es sei denn, die Mitgliedschaft ist nach § 7 Absatz 

1 beendet. 
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(3) Die ordentliche Kündigung eines Vertreters der Mitar¬ 

beiter ist auch zulässig, wenn eine Einrichtung geschlossen 

wird, frühestens jedoch zum Zeitpunkt der Schließung der 

Einrichtung, es sei denn, daß die Kündigung zu einem frü¬ 

heren Zeitpunkt durch zwingende betriebliche Erforder¬ 

nisse bedingt ist. Wird nur ein Teil einer Einrichtung ge¬ 

schlossen, so sind die in Satz 1 genannten Vertreter der 

Mitarbeiter in einen anderen Teil der Einrichtung zu über¬ 

nehmen. Ist dies aus betrieblichen Gründen nicht möglich, 
gilt Satz 1. 

(4) Ein Vertreter der Mitarbeiter kann gegen seinen Willen 

in eine andere Dienststelle, Einrichtung oder sonstige 

selbständig geführte Stelle nur versetzt oder abgeordnet 

werden, wenn dies auch unter Berücksichtigung der Mit¬ 

gliedschaft in der Kommission aus wichtigen dienstlichen 
Gründen unvermeidbar ist. 

III. Mitwirkung bei der Regelung des 
Arbeitsvertragsrechts 

§12 

Beschlüsse und ihre Durchführung 

(1) Die Kommission faßt Beschlüsse mindestens mit Drei¬ 

viertel-Mehrheit der Gesamtzahl ihrer Mitglieder. Beschlüs¬ 

se können in Angelegenheiten, die besonders eilbedürftig 

sind und für die eine mündliche Verhandlung entbehrlich 
ist, schriftlich herbeigeführt werden. Für das Zustandekom¬ 

men eines Beschlusses im schriftlichen Verfahren ist Ein¬ 
stimmigkeit erforderlich. 

(2) Die Beschlüsse werden dem für den Erlaß der arbeits¬ 

vertraglichen Regelungen zuständigen Erzbischof übermit¬ 
telt. 

(5) Vor Ausspruch einer Kündigung, Versetzung oder 

Abordnung ist die zuständige Mitarbeitervertretung den 

§§ 29 - 37 MAVO entsprechend zu beteiligen. Ist eine zu¬ 

ständige Mitarbeitervertretung nicht vorhanden, werden die 

Beteiligungsrechte von der Mitarbeitervertretung beim Erz- 

bischöflichen Ordinariat wahrgenommen. 

§11 

Sitzungen und Geschäftsordnung 

(1) Die Kommission tritt bei Bedarf zusammen. Eine Sit¬ 

zung hat stattzufinden, wenn dies von einem Drittel der 

Mitglieder schriftlich und unter Angabe von Gründen ver¬ 
langt wird. 

(3) Beschlüsse, die dem geltenden kirchlichen Recht wider¬ 

sprechen, sind unwirksam. Ob eine Unwirksamkeit vor¬ 
liegt, stellt der Erzbischof unter Angabe der Gründe fest. 

(4) Sieht sich der Erzbischof nicht in der Lage, eine mit dem 

Beschluß übereinstimmende Regelung zu erlassen, so un¬ 

terrichtet er innerhalb einer Frist von sechs Wochen hier¬ 

über unter Angabe seiner Gründe die Kommission; dabei 

kann er Gegenvorschläge unterbreiten. 

(5) Die Kommission berät alsdann die Angelegenheit noch¬ 

mals. Faßt sie einen den Gründen des Erzbischofs oder sei¬ 

nem Gegenvorschlag entsprechenden Beschluß, so leitet sie 

diesen dem Erzbischof zu, der eine mit dem Beschluß über¬ 
einstimmende Regelung erläßt. 

(2) Der Vorsitzende lädt unter Angabe der Tagesordnung 

spätestens drei Wochen - in Eilfällen acht Tage - vor der 

Sitzung ein. Er entscheidet auch über die Eilbedürftigkeit. 

(3) Eine Sitzung kann nur stattfinden, wenn von jeder Seite 

mindestens jeweils die Hälfte der Mitglieder und der Vorsit¬ 
zende oder sein Stellvertreter persönlich anwesend sind. 

(4) Sind Mitglieder verhindert, an einer Sitzung teilzuneh¬ 

men, so ist die Übertragung des Stimmrechts auf ein ande¬ 

res Mitglied derselben Seite zulässig. Ein Mitglied kann zu¬ 

sätzlich nicht mehr als ein übertragenes Stimmrecht aus¬ 

üben. Die schriftliche Übertragung des Stimmrechts ist dem 
Vorsitzenden nachzuweisen. 

(5) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

(6) Die Kommission kann sich eine Geschäftsordnung ge¬ 

ben. Beschlüsse in Angelegenheiten der Geschäftsordnung 

(Verfahrensregelungen) werden mit einfacher Mehrheit ge¬ 

faßt, soweit die Geschäftsordnung nichts anderes be¬ 
stimmt. 

§13 

Der Vermittlungsausschuß 

(1) Für den Zuständigkeitsbereich der Kommission wird 

ein Vermittlungsausschuß gebildet. 

(2) Der Vermittlungsausschuß setzt sich aus fünf Personen 

zusammen, und zwar aus dem Vorsitzenden und vier Beisit¬ 

zern, von denen zwei der Dienstgeberseite und zwei der 
Mitarbeiterseite angehören. 

(3) Der Vorsitzende und jeder Beisitzer haben für den Fall 

der Verhinderung je einen Stellvertreter. 

§14 

Voraussetzungen der Mitgliedschaft im 

Vermittlungsausschuß 

(1) Der Vorsitzende des Vermittlungsausschusses und sein 

Stellvertreter dürfen weder im kirchlichen Dienst stehen 

noch dem Leitungsorgan einer kirchlichen Körperschaft 
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oder eines anderen Trägers einer kirchlichen Einrichtung 

angehören. Sie müssen der katholischen Kirche angehören, 

die Befähigung zum Richteramt haben und im übrigen die 

Voraussetzungen für die Wählbarkeit gemäß § 8 Absatz 2 

Nr. 3 MAVO erfüllen. 

(2) Die Beisitzer und ihre Stellvertreter müssen den Erfor¬ 

dernissen des § 5 Absatz 1 Satz 4 und 5 bzw. des § 5 Absatz 

3 entsprechen. Von den Beisitzern und ihren Stellvertretern 

darf auf jeder Seite nur je einer der Kommission angehören. 

(3) Auf die Beisitzer finden die §§ 8, 9 Absatz 1 und 10 

dieser Ordnung entsprechend Anwendung. 

§15 

Wahl- und Amtszeit des Vermittlungsausschusses 

(1) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter werden von der 

Kommission mindestens mit einer Dreiviertel-Mehrheit der 

Gesamtzahl ihrer Mitglieder geheim gewählt. Kommt in 

den ersten beiden Wahlgängen diese Mehrheit nicht zustan¬ 

de, so reicht in den weiteren Wahlgängen die einfache 

Mehrheit der Mitglieder aus. 

(2) Die Beisitzer und ihre Stellvertreter werden jeweils nur 

von der Dienstgeberseite und von der Mitarbeiterseite der 

Kommission geheim gewählt. Eür die dabei erforderlichen 

Mehrheiten gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Die Amtszeit des Vorsitzenden, der Beisitzer und der 

Stellvertreter beträgt vier Jahre. Wiederwahl ist zulässig. 

Das Amt erlischt mit dem Ausscheiden aus der Kommis¬ 

sion. Bei vorzeitigem Ausscheiden findet für den Rest der 

Amtszeit eine Nachwahl statt. 

§16 

Anrufung des Vermittlungsausschusses 

(1) Falls ein Antrag in der Kommission nicht die für einen 
Beschluß erforderliche Mehrheit erhalten hat, jedoch min¬ 

destens die Hälfte der Mitglieder dem Antrag zugestimmt 

hat, legt der Vorsitzende diesen Antrag dem Vermittlungs¬ 

ausschuß dann vor, wenn wiederum mindestens die Hälfte 

der Mitglieder für die Anrufung des Vermittlungsausschus¬ 

ses stimmt. 

(2) Ist es innerhalb einer Frist von zehn Wochen nach der 

ersten Beschlußfassung der Kommission nicht zu der in 

§ 12 Absatz 5 vorgesehenen Regelung gekommen, so kann 

die Kommission die Anrufung des Vermittlungsauschusses 

mit einem Drittel der Gesamtzahl ihrer Mitglieder beschlie¬ 

ßen. 

§17 

Vermittlungsverfahren 

(1) Der Vorsitzende oder sein Stellvertreter leitet das Ver¬ 

mittlungsverfahren nach pflichtgemäßem Ermessen. Er 

kann an dem Vermittlungsverfahren Sachverständige betei¬ 

ligen. Das Vermittlungsverfahren wird mit einem Vermitt¬ 

lungsvorschlag abgeschlossen. Dem Vermittlungsvorschlag 

müssen mindestens drei Mitglieder des Vermittlungsaus¬ 

schusses zugestimmt haben. 

(2) Das Vermittlungsverfahren ist nicht öffentlich. 

(3) Im Fall eines Vermittlungsverfahrens nach § 16 Absatz 1 

legt der Vermittlungsausschuß den Vermittlungsvorschlag der 

Kommission vor. Im Fall eines Vermittlungsverfahrens nach 

§ 16 Absatz 2 legt der Vermittlungsausschuß den Vermitt¬ 

lungsvorschlag der Kommission und dem Erzbischof vor. 

Wird dem Vorschlag im Falle des Satzes 1 nicht von der Kom¬ 

mission und dem Erzbischof zugestimmt, bleibt es bei der bis¬ 

herigen Regelung. Soweit im Einzelfall ein unabweisbares Re¬ 

gelungsbedürfnis vorliegt, das durch den Erzbischof festge¬ 

stellt wird, trifft dieser die notwendige Entscheidung. Die Be¬ 

gründung hierfür teilt der Erzbischof der Kommission mit. 

IV. Mitwirkung bei der Regelung 
des kirchlichen Beamtenrechts 

§18 

Beschlüsse zum kirchlichen Beamtenrecht 

(1) Vor Erlaß der besonderen Regelungen für das Dienst¬ 

verhältnis der kirchlichen Beamten wird die Kommission 

vom Erzbischof angehört. Entwürfe der vorgesehenen 

Regelungen werden der Kommission vom Erzbischof zu¬ 

geleitet. 

(2) Beschlüsse der Kommission im Anhörungsverfahren be¬ 

dürfen einer Mehrheit der Gesamtzahl der Mitglieder. 

(3) Die Kommission erhält zur Abgabe ihrer Stellungnahme 

eine angemessene Erist von bis zu drei Monaten. In begrün¬ 

deten Fällen kann die Frist verlängert werden. Verstreicht 

die Frist, ohne daß eine Stellungnahme abgegeben wurde, 

gilt das Anhörungsverfahren als beendet. 

V. Kosten, Schlußbestimmungen 

§19 

Kosten 

(1) Das Erzbistum stellt für die Sitzungen der Kommis¬ 

sion und deren Vorbereitung sowie für die laufende Ge¬ 

schäftsführung in dem erforderlichen Umfang Raum, 

Geschäftsbedarf und Personalkräfte zur Verfügung und 

trägt die notwendigen Kosten einschließlich der Reise¬ 

kosten. 

(2) Das Erzbistum trägt auch die notwendigen Kosten für die 

Teilnahme an Schulungsveranstaltungen im Sinne des § 9. 
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(3) Die Absätze 1 und 3 gelten sinngemäß für die Kosten, 

die durch die Tätigkeit des Vermittlungsausschusses ent¬ 
stehen. 

$20 

Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am 1. Januar 1991 in Kraft. Gleich¬ 

zeitig tritt die Verordnung betreffs Einsetzung einer „Kom¬ 

mission zur Ordnung des Dienst- und Arbeitsvertragsrechts 

im Erzbistum Freiburg“ (Bistums-KODA-Ordnung) vom 
29. Mai 1979 (Amtsblatt S. 127) außer Kraft. 

Freiburg i. Br., den 20. Dezember 1990 

Erzbischof 

§4 

(1) Jeder nach § 5 Absatz 4 der Bistums-KODA-Ordnung 

wahlvorschlagsberechtigte Mitarbeiter kann Wahlvorschlä¬ 
ge mit einem oder mehreren Namen beim Wahlvorstand 

einreichen. Der Wahlvorschlag muß den oder die Namen 

und die Anschrift der Kandidaten, die ausgeübte Tätigkeit 

und die beschäftigende Einrichtung enthalten. Die Vor¬ 

schläge müssen vom vorschlagenden Mitarbeiter und we¬ 

nigstens 10 weiteren wahlvorschlagsberechtigten Mitarbei¬ 

tern unterzeichnet und dem Wahlvorstand innerhalb der ge¬ 
setzten Frist zugegangen sein. 

(2) Sind nicht genügend Kandidaten vorgeschlagen, so kann 

der Wahlvorstand eine Verlängerung der Frist, gegebenen¬ 

falls auch nur für Wahlvorschläge innerhalb einer Gruppe, 
verfügen. 

(3) Liegen für eine Gruppe gültige Wahlvorschläge in erfor¬ 

derlicher Anzahl trotz Verlängerung der Vorschlagsfrist 

nicht vor, so werden die dieser Gruppe zustehenden freien 

Sitze den anderen Gruppen im Losverfahren zugeteilt. 

Nr. 12 §5 

Wahlordnung 
für die Wahl der Vertreter der Mitarbeiter 

in der Bistums-KODA 
(Bistums-KODA-Wahlordnung) 

§1 

(1) Vorbereitung und Durchführung der Wahl obliegen 

einem Wahlvorstand. 

(2) Er wird von den Vertretern der Mitarbeiter in der Bis¬ 

tums-KODA gewählt. Er besteht aus fünf Personen, die 

nicht für die Bistums-KODA kandidieren. Er wählt aus 
seiner Mitte einen Vorsitzenden. 

Der Wahlvorstand überprüft die eingegangenen Wahlvor¬ 

schläge, stellt fest, ob die gemäß § 4 zur Wahl Vorgeschlage¬ 

nen bereit sind, zu kandidieren, und ordnet die Kandidaten 

unter Beachtung von § 5 Absatz 2 Satz 2 der Bistums-KO¬ 

DA-Ordnung den Gruppen gemäß § 5 Absatz 2 Satz 1 der 

Bistums-KODA-Ordnung zu. Kann der Wahlvorstand die 

Gruppenzugehörigkeit nicht klären, holt er die abschlie¬ 
ßende Entscheidung des Erzbischöflichen Ordinariates ein. 

Sodann erstellt der Wahlvorstand die Stimmzettel. Die Rei¬ 
henfolge der Kandidaten auf den Stimmzetteln richtet sich 

nach dem Alphabet. Auf den Stimmzetteln müssen für je¬ 

den Kandidaten Name und Anschrift, die ausgeübte Tätig¬ 

keit sowie die beschäftigende Einrichtung angegeben wer¬ 
den. 

§6 

§2 

Die Vertreter der Mitarbeiter in der Bistums-KODA 

werden gemäß § 5 Absatz 5 der Bistums-KODA-Ordnung 
von den Wahlbeauftragten gewählt. 

(1) Der Wahlvorstand lädt die Wahlbeauftragten zu einer 

Versammlung ein. Die Versammlung der Wahlbeauftrag¬ 

ten wird vom Vorsitzenden des Wahlvorstandes geleitet. 

Die Kandidaten erhalten hierbei Gelegenheit zur Vorstel¬ 
lung. 

§3 

Der Wahlvorstand setzt eine Frist für die Abgabe von 

Wahlvorschlägen für die Wahl der Vertreter der Mitarbeiter 

in der Bistums-KODA fest. Er versendet an alle Wahlbe¬ 

auftragten des Bistums Formulare für die Wahlvorschläge in 

der erforderlichen Anzahl. Die wahlvorschlagsberechtigten 

Mitarbeiter können diese Formulare bei den Wahlbeauf¬ 

tragten und beim Wahlvorstand anfordern. 

(2) In der Versammlung der Wahlbeauftragten werden die 

Vertreter der Mitarbeiter in der Bistums-KODA gewählt. 

Die Wahlbeauftragten üben ihr Stimmrecht dadurch aus, 

daß sie auf jedem Stimmzettel soviel Namen ankreuzen, wie 

Vertreter der Gruppe zu wählen sind. Sind auf einem 

Stimmzettel mehr als die nach Satz 2 zulässigen Namen 

oder ist auf keinem Stimmzettel ein Narrte artgekreuzt, so 

ist die Stimmabgabe insgesamt ungültig. Stimmenhäufung 

ist nicht zulässig. 
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§7 

In jeder Gruppe sind soviele Kandidaten, wie der Gruppe 

Vertreter zustehen, in der Reihenfolge der von ihnen er¬ 

reichten gültigen Stimmen gewählt; bei Stimmengleichheit 

entscheidet das Los. Der Wahlvorstand stellt das Ergebnis 

fest und gibt es in der Versammlung der Wahlbeauftragten 

bekannt. Er teilt das Ergebnis ferner dem Erzbischöflichen 

Ordinariat mit. Der Vorsitzende des Wahlvorstandes hat für 

die Aufbewahrung der Wahlunterlagen zu sorgen. 

§8 

Anfechtungen können innerhalb von 14 Tagen nach Be¬ 

kanntgabe des Wahlergebnisses (§ 7 Satz 2) von den Wahl¬ 
beauftragten beim Wahlvorstand schriftlich eingereicht 

werden. Der Wahlvorstand entscheidet endgültig innerhalb 

einer weiteren Frist von 14 Tagen. 

§9 

Der Vorsitzende des Wahlvorstandes lädt innerhalb von 
sechs Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses (§ 7 

Satz 2) die gewählten Vertreter der Mitarbeiter und die Ver¬ 

treter der Dienstgeber zur konstituierenden Sitzung der Bis- 
tums-KODA ein und stellt in der Einladung fest, wer die 

Sitzung gemäß § 6 Absatz 1 Satz 3 der Bistums-KODA- 

Ordnung leitet. 

$10 

Scheidet ein Mitglied auf der Mitarbeiterseite aus der Bis- 

tums-KODA aus, rückt der Kandidat nach, der in dersel¬ 

ben Gruppe die nächsthöhere Stimmenzahl erreicht hat. Ist 

kein Kandidat aus dieser Gruppe mehr vorhanden, rückt 

derjenige Kandidat aus einer anderen Gruppe nach, der als 

Nachrücker die höchste Stimmenzahl erreicht hat. 

§11 

Das Erzbistum trägt die für die Durchführung der Ver¬ 

sammlung der Wahlbeauftragten notwendigen Kosten ein¬ 

schließlich der Reisekosten. Die Reisekostenordnung des 

Erzbistums Freiburg findet entsprechend Anwendung mit 
der Maßgabe, daß sich die Wegstreckenentschädigung 

nach den für privateigene zum Dienstreiseverkehr zugelas¬ 

sene Kraftfahrzeuge jeweils maßgeblichen Kostensätzen 

richtet. 

§12 

Die Wahlordnung ist gemäß § 5 Absatz 6 der Bistums- 

KODA-Ordnung deren Bestandteil und tritt mit ihr in 

Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Wahlordnung vom 29. Mai 1979 

(ABI. S. 130) außer Kraft. 

Freiburg i. Br., den 20. Dezember 1990 

f 
Erzbischof 

Nr. 13 Ord. 17. 1. 1991 

Vergütungen für Seelsorgsaushilfen 

Bei der im Erzbischöflichen Ordinariat durchgeführten 

Lohnsteueraußenprüfung wurde auch die Frage der Ver¬ 

steuerung von Vergütungen für Seelsorgsaushilfen ange¬ 

sprochen und darauf hingewiesen, daß die Auszahlung von 
Aushilfsvergütungen grundsätzlich der lohnsteuerlichen 

Behandlung bedarf. Diese muß durch den Arbeitgeber und 

nicht durch den Vergütungsempfänger erfolgen, wobei von 

Dienstverhältnissen mit der Diözese auszugehen ist. Im ein¬ 

zelnen machen wir auf folgende Regelung aufmerksam; 

I. In sämtlichen Fällen, in denen Seelsorgsaushilfen direkt 

von der Bistumskasse vergütet werden (vgl. Amtsblatt 

1985, S. 234), erfolgt die steuerliche Behandlung durch 

das Erzbischöfliche Ordinariat. 

II. Ist eine Kirchengemeinde einer Verrechnungsstelle 

oder der Geschäftsstelle einer Gesamtkirchengemeinde 

angeschlossen, so soll die Vergütung von Seelsorgsaus¬ 

hilfen, soweit sie nicht direkt durch die Bistumskasse 

geschieht, über die Verrechnungsstelle bzw. Geschäfts¬ 

stelle der Gesamtkirchengemeinde erfolgen und die 

Versteuerung von dort vorgenommen oder veranlaßt 

werden. Über Einzelheiten der steuerlichen Behand¬ 

lung von Aushilfsvergütungen sind die betreffenden 

Stellen informiert. 

III. Kirchengemeinden, die keiner Verrechnungsstelle oder 
Geschäftsstelle einer Gesamtkirchengemeinde ange¬ 

schlossen sind, weisen wir im Blick auf Fälle, in denen 
die Zahlungen nicht direkt aus dem Bistumshaushalt 

erfolgen (vgl. L), auf nachstehende Richtlinien hin: 

1. Soweit die Seelsorgsaushilfen von Diözesangeist- 

lichen (Aktiv- und Ruhestandsgeistlichen), die ihre 

Bezüge aus der Bistumskasse erhalten, wahrgenom¬ 

men werden, sind dem Erzbischöflichen Ordinariat 

die entspechenden Daten wie Name, Anschrift, Art 

und Zeitraum der geleisteten Dienste sowie die Höhe 

der Vergütung (ohne steuerfreie Ersatzleistungen wie 

z. B. Fahrtkosten) mitzuteilen. In diesen Fällen wird 

eine individuelle Versteuerung zu Lasten des Lohn¬ 

kontos veranlaßt. 
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2. Bei Diözesanpriestern, die keine Bezüge aus der 

Bistumskasse erhalten (z. B. Geistliche anderer Diö¬ 

zesen, Geistliche im Landesdienst), ist die Versteue¬ 

rung der Aushilfsvergütungen mit dem derzeit gel¬ 

tenden Arbeitgebersteuersatz in Höhe von 23,4% 

zuzügl. 8% rk-Kirchensteuer durch den Rechner der 

Kirchengemeinde vorzunehmen. Hinweise zur 

Möglichkeit einer pauschalen Versteuerung können 
dem Amtsblatt 1990, S. 442f., entnommen werden. 

3. Bei ausländischen Diözesanpriestern, die keine Be¬ 

züge aus der Bistumskasse erhalten (z. B. Ferienver¬ 

tretungen), ist wie bisher beim zuständigen Finanz¬ 

amt eine Bescheinigung für beschränkt einkommen¬ 

steuerpflichtige Arbeitnehmer zu beantragen; es fällt 
in diesem Fall keine Kirchensteuer an. 

4. Sind die aushelfenden Geistlichen Studenten an einer 

ausländischen Lehranstalt mit ständigem Wohnsitz 

im Ausland, so ist wie bisher beim zuständigen Fi¬ 

nanzamt eine Bescheinigung der Steuerbefreiung zu 

beantragen. Dem Antrag ist eine Studienbescheini¬ 

gung beizufügen. Sind die Voraussetzungen für eine 
Steuerbefreiung nicht erfüllt, gelten, wenn es sich 

um ausländische Diözesanpriester handelt, die Aus¬ 
führungen unter Ziffer 3. 

Priester, die an einer inländischen Lehranstalt studie¬ 

ren und somit ihren ständigen Wohnsitz im Inland 

haben, sind lohnsteuer- und kirchensteuerpflichtig; 
es gelten in diesem Fall die Ausführungen unter der 
entsprechenden Ziffer. 

5. Bei Angehörigen eines inländischen Ordens oder ei¬ 

ner inländischen ordensähnlichen Einrichtung gilt 

die bisherige Praxis, daß die Zahlungen unmittelbar 

an die Ordensgemeinschaft zu leisten sind. Es han¬ 

delt sich in diesen Fällen dann um steuerfreie Gestel¬ 

lungsleistungen, die nicht lohnsteuerpflichtig sind. 

Zahlungen direkt an den Ordensangehörigen sind zu 

unterlassen, da dies eine Lohnsteuerpflicht auslösen 
könnte. 

Handelt es sich um Angehörige eines ausländischen 

Ordens oder einer ausländischen ordensähnlichen 

Einrichtung, so kann die Aushilfsvergütung nur 

dann als steuerfreie Gestellungsleistung angesehen 

werden, wenn diese an einen inländischen Orden 

oder eine inländische ordensähnliche Gemeinschaft 

fließt. Andernfalls ist nach Ziffer 3 oder (bei im Aus¬ 

land Studierenden) nach Ziffer 4 zu verfahren. 

Nähere Informationen über die steuerliche Behandlung 

von Aushilfsvergütungen können bei den Verrechnungsstel¬ 

len oder Geschäftsstellen der Gesamtkirchengemeinden 
eingeholt werden. 

Nr. 14 Ord. 14. 1. 1991 

Zählung der sonntäglichen Gottesdienstteilnehmer 
am 24. Februar 1991 

Laut Beschluß der Deutschen Bischofskonferenz vom 

Februar 1969 (Prot. Nr. 18, S. 8) sollen für Zwecke der 

kirchlichen Statistik Deutschlands die Gottesdienstteilneh¬ 

mer einheitlich am zweiten Sonntag in der Fastenzeit (24. 

Februar 1991) gezählt werden. Zu zählen sind alle Personen 

(Deutsche und Ausländer), die an den sonntäglichen Hl. 

Messen (einschließlich Vorabendmesse) bzw. an Wort- und 

Kommuniongottesdiensten teilnehmen, die anstelle einer 

Eucharistiefeier stattfinden, gleich ob sie der betreffenden 

Kirchengemeinde angehören oder nicht angehören (z. B. 

Wallfahrer, Seminarteilnehmer, Touristen und Besuchsrei¬ 
sende). 

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in den Er¬ 

hebungsbogen der kirchlichen Statistik für das Jahr 1991 

unter der Rubrik „Gottesdienstteilnehmer am zweiten 

Sonntag in der Fastenzeit“ (Pos. 2) einzutragen. 

Erzbischöfliches Ordinariat 
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